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Am 22. Mai 2026 beschloss die 79. Weltgesund-
heitsversammlung (WHA), die Verhandlungen 
über den PABS1-Annex zum Pandemieabkom-
men um ein Jahr zu verlängern. Diese Entschei-
dung fiel am Ende einer langen Reihe intensi-
ver Verhandlungsrunden, in denen hartnä-
ckige Uneinigkeiten über zentrale Elemente 
des Systems lediglich vorsichtige Fortschritte 
zugelassen hatten. Die mit der Ausarbeitung 
des PABS-Annex beauftragte zwischenstaatli-
che Arbeitsgruppe (Intergovernmental Working 
Group, IGWG) hat nun bis zur 80. WHA im Mai 
2027 Zeit, ihre verbleibenden Differenzen zu 
überwinden und den PABS-Annex zu einem 
konsensfähigen Abschluss zu bringen.   
 
Den Auftakt dieser verlängerten Verhand-
lungsphase bildete die siebte offizielle Sitzung 
der IGWG, die vom 6. bis 17. Juli in Genf statt-
fand. Als gemeinsame Arbeitsgrundlage diente 
ein zuvor von der Weltgesundheitsorganisa-
tion (WHO) veröffentlichter Zwischenstand2, 
der auch die Ergebnisse der hybriden informel-
len Beratungen vom 22. bis 26. Juni sowie vom 
29. Juni und 3. Juli zusammenführte. Mit einem 
von der Africa Group eingebrachten sogenann-
ten föderierten Modell (Federated Model) und 
einem Hybridmodell der Europäischen Union 
lagen zudem erstmals zwei konkrete Vor-
schläge für die Ausgestaltung des Zugangs zu 
Pathogenmaterialien und Sequenzinformatio-
nen sowie des damit verbundenen Vorteilsaus-
gleichs auf dem Tisch. Beiden Modellen ist ge-
mein, dass sie ein von der WHO koordiniertes 

 
1 PABS steht für Pathogen Access and Benefit Sharing. 
Access and Benefit Sharing (ABS) bezeichnet das Prin-
zip, nach dem Zugang zu genetischen Ressourcen bzw. 
zugehörigen Daten nur unter vorab vereinbarten Bedin-

Labornetzwerk, eine Einbeziehung bereits an-
erkannter Sequenzdatenbanken sowie die In-
tegration rechtlich verbindlicher PABS-Ver-
träge vorsehen. Sie unterscheiden sich jedoch 
grundlegend darin, wie bestehende und neu 
bereitgestellte Sequenzinformationen in die 
PABS-Architektur eingebunden werden, wo Pa-
thogenmaterialien und Daten aufbewahrt 
werden sollen, unter welchen Bedingungen sie 
weitergegeben werden können und zu wel-
chem Zeitpunkt Verpflichtungen zum Vorteil-
sausgleich entstehen. Auch wenn sich die 
IGWG während ihrer siebten Sitzung nicht auf 
eines der beiden Modelle verständigte, stellte 
deren Vorlage einen wichtigen Schritt hin zu 
konkreteren Verhandlungsdokumenten dar 
und eröffnete Perspektiven für eine operative 
Annäherung. 
 
Ein Jahr mehr – und ein präziseres Mandat 

Die WHA einigte sich am 22. Mai 2026 auf eine Ver-
längerung der Verhandlungen über den PABS-An-
nex zum WHO-Pandemieabkommen um ein wei-
teres Jahr. Sollte zuvor eine Einigung gelingen, 
kann bereits Ende 2026 eine Sondertagung der 
Weltgesundheitsversammlung einberufen wer-
den. Angesichts der weiterhin offenen Fragen zu 
Zugangsmechanismen, zur Vertragsbindung, zur 
Datenverwaltung und zum Vorteilsausgleich – 
folglich zu den grundlegenden Parametern des 
PABS-Systems –  wird dieses Szenario in Verhand-

gungen gewährt wird und die Vorteile aus ihrer Nut-
zung fair und ausgewogen mit den Bereitstellern geteilt 
werden. 
2 Unter folgendem Link können Sie den Zwischenstand 
nachlesen: IGWG Informal informals 

https://healthpolicy-watch.news/wp-content/uploads/2026/07/PABS-IGWG7-Debriefing-of-Informals.pdf
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lungskreisen jedoch als wenig realistisch einge-
schätzt. Es sollte angemerkt werden, dass der von 
der 79. WHA angenommene Beschluss den Auf-
trag der IGWG ausdrücklich auf die Ausarbeitung 
„rechtsverbindlicher Verträge, die mit der WHO 
ausgehandelt und unterzeichnet werden sollen“3, 
erstreckt.  

Die Frage der rechtlichen Verbindlichkeit gehört 
zu den zentralen Streitpunkten der Verhandlun-
gen. Zur Debatte steht, ob vollständig ausgearbei-
tete Standardverträge fester Bestandteil des An-
nexes werden oder ob er lediglich verbindliche 
Mindestvorgaben festlegt, auf deren Grundlage 
die WHO später individuelle Verträge mit einzel-
nen Herstellern aushandeln kann. Bereits im De-
zember 2025 hatten mehr als 80 Staaten, insbe-
sondere aus der Africa Group und der Group for 
Equity4, konkrete Standardvertragsentwürfe vor-
gelegt, um den Zugang zu Pathogenen von Beginn 
an an einklagbare Pflichten zum Vorteilsausgleich 
zu binden. Die EU und weitere Industriestaaten 
warnten demgegenüber vor vertraglichen Pau-
schalverpflichtungen, die unabhängig von der Art 
des Nutzers, dem Zweck des Zugriffs und einer 
späteren Verwertung bereits im frühesten For-
schungsstadium vollständig greifen würden. Ein 
zu starres System könne Forschung und Entwick-
lung verlangsamen, kleinere Unternehmen über-
fordern und kommerzielle wie wissenschaftliche 
Akteure dazu bewegen, das multilaterale System 
zu umgehen. 

Die ausdrückliche Aufnahme der Vertragsentwick-
lung als notwendiges Ergebnis des verlängerten 
Mandats der IGWG begrenzt den Spielraum, den 
Vorteilsausgleich auf freiwillige Zusagen oder erst 
zu einem späteren Zeitpunkt auszuhandelnde 
Leistungen zu stützen. Wenig überraschend bleibt 
daher die inhaltliche und formelle Ausgestaltung 
dieser Verträge auch über die siebte IGWG-Sitzung 
hinaus ein offener Streitpunkt.  

 
3 Die Entscheidung finden Sie unter folgendem Link: Re-
port of the meeting  
4 Die Group for Equity ist ein regionenübergreifender 
Zusammenschluss vor allem von Entwicklungs- und 
Schwellenländern, der in den Verhandlungen zum 
WHO-Pandemieabkommen für eine stärkere rechtliche 
Verankerung von Gerechtigkeit eintritt. Ihr gehören 33 
Mitgliedstaaten an, darunter Bangladesch, Brasilien, 
China, Indien, Indonesien, Kolumbien, Malaysia, Mexiko,  

Ein System, zwei Modelle 

Die Vorstellung zweier Modelle gehörte zu den 
wichtigsten Entwicklungen der Sitzung. Beide Mo-
delle versuchen, die in Artikel 12 des Pandemieab-
kommens verankerten Ziele in ein funktionsfähi-
ges System zu überführen5. So verlangt der Arti-
kel, dass der rasche Austausch von Pathogenma-
terialien und Sequenzinformationen und die 
schnelle, faire und ausgewogene Teilung der dar-
aus entstehenden Vorteile „gleichrangig“6 erfol-
gen sollen. Ebenso soll das System die Herkunft, 
Weitergabe und Nutzung von Pathogenmateria-
lien und Sequenzinformationen rückverfolgbar 
machen, allerdings ohne den offenen Datenzu-
gang sowie die für Forschung und Entwicklung 
notwendige Geschwindigkeit aufzugeben.  

Die vorgestellten Modelle verfolgen dabei unter-
schiedliche Ansätze, um diese Vorgaben praktisch 
umzusetzen. Das föderierte Modell der Africa 
Group basiert auf dem Leitgedanken, dass die be-
reitstellenden Staaten7 die Kontrolle über Patho-
genmaterialien und Rohdaten behalten sollen. 
Der Zugang zu diesen soll über ein von der WHO 
koordiniertes Netz dezentraler nationaler und re-
gionaler Einrichtungen erfolgen, ohne dass Daten 
an eine zentrale Stelle übertragen werden. Das 
Hybridmodell der Europäischen Union geht dage-
gen von der Koexistenz bestehender Labore, Da-
tenbanken und Zugangswege aus und versucht, 
diese durch gemeinsame Regeln und abgestufte 
Zugangsoptionen in eine einheitliche Architektur 
einzubinden. Der Unterschied liegt somit im Ord-
nungsprinzip. Das föderierte Modell priorisiert 
staatliche Kontrolle und eine frühe rechtliche Bin-
dung der Nutzer, während das Hybridmodell auf 
Anschlussfähigkeit, Flexibilität und eine möglichst 
breite Beteiligung setzt. 

 

 

Pakistan, Südafrika und Thailand. 
5 Den Text des Pandemieabkommens können Sie hier 
aufrufen: WHO Pandemic Agreement 
6 Die Formulierung lautet im englischen Original „on an 
equal footing“. 
7 Als bereitstellende Staaten werden in diesem Kontext 
jene Staaten bezeichnet, die Pathogenmaterialien oder 
zugehörige Sequenzinformationen über ihre zuständi-
gen Einrichtungen in das PABS-System einbringen. 

https://apps.who.int/gb/IGWG/pdf_files/IGWG6/A_IGWG6_4-en.pdf
https://apps.who.int/gb/IGWG/pdf_files/IGWG6/A_IGWG6_4-en.pdf
https://apps.who.int/gb/ebwha/pdf_files/WHA78/A78_R1-en.pdf
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Gemeinsamkeiten beider Modelle 

Das föderierte Modell der Africa Group und das 
Hybridmodell der EU verfolgen trotz ihrer unter-
schiedlichen Steuerungslogik den gleichen institu-
tionellen Grundaufbau. Beide wollen den Aus-
tausch physischer Pathogenproben und geneti-
scher Sequenzinformationen in ein von der WHO 
koordiniertes System überführen. Der Zugang soll 
rasch erfolgen, zugleich aber rechtlich mit einem 
fairen Vorteilsausgleich verbunden sein. Zu diesen 
Vorteilen zählen finanzielle Beiträge, die Bereit-
stellung von Impfstoffen, Therapeutika und Diag-
nostika sowie weitere Leistungen wie Forschungs-
partnerschaften oder Kapazitätsaufbau. 

Für physische Pathogenmaterialien sehen beide 
Vorschläge ein WHO Coordinated Laboratory Net-
work (WCLN) vor. Das WCLN wäre ein Verbund be-
reits bestehender nationaler Labore, Referenzla-
bore und spezialisierter internationaler Einrich-
tungen. Die WHO würde gemeinsame Teilnahme-
bedingungen und Aufgabenbeschreibungen fest-
legen, geeignete Labore anerkennen und ihre Zu-
sammenarbeit koordinieren. Ein nationales Labor 
könnte etwa eine neuartige Virusprobe untersu-
chen und sie bei Bedarf an ein spezialisiertes Re-
ferenzlabor weiterleiten. Vor dem Versand wäre 
dann eine rechtlich verbindliche Vereinbarung er-
forderlich. Sie würde unter anderem den Verwen-
dungszweck, Sicherheitsanforderungen, zulässige 
Weitergaben und die Kennzeichnung des Materi-
als regeln. Beide Modelle gehen davon aus, dass 
sowohl nationale Labore als auch Referenzlabore 
im WCLN vertreten sein sollen. 

Für Sequenzinformationen stützen sich beide Mo-
delle auf Datenbanken, die von der WHO nach 
festgelegten Kriterien anerkannt würden. Diese 
Datenbanken müssten gemeinsame Anforderun-
gen an Metadaten, Herkunftsnachweise, Transpa-
renz und Weitergabe erfüllen. Nutzer würden 
rechtliche Bedingungen akzeptieren, zum Beispiel 
über elektronische Datenzugangsvereinbarun-
gen. Die Modelle unterscheiden sich  darin, ob ein 
offener oder registrierter Zugang möglich ist und 
ob Rohdaten heruntergeladen werden dürfen. 
Der gemeinsame Ausgangspunkt bleibt jedoch 

 
8 Health Policy Watch veröffentlichte den Entwurf des 
Modells: The Federated Model 

eine von der WHO anerkannte Datenbankland-
schaft mit gewissen verbindlichen Mindeststan-
dards.  

Eine weitere Gemeinsamkeit sind dauerhafte ein-
deutige Kennungen, sogenannte Unique Persistent 
Identifiers. Eine Pathogenprobe erhielte eine Ken-
nung, die auch mit den daraus erzeugten Se-
quenzinformationen verknüpft bliebe. So ließe 
sich nachvollziehen, aus welchem Land und wel-
chem Labor eine Ressource stammt und wie sie 
weitergegeben wurde. Die Kennung schafft allein 
noch keine rechtliche Verpflichtung. Sie bildet le-
diglich die technische Voraussetzung, um eine 
spätere wissenschaftliche oder kommerzielle Nut-
zung mit den einschlägigen PABS-Regeln zu ver-
binden. 

Schließlich sehen beide Modelle rechtlich verbind-
liche PABS-Verträge mit der WHO vor, insbeson-
dere für Hersteller medizinischer Gegenmaßnah-
men. Die Verträge sollen monetäre und nichtmo-
netäre Pflichten konkretisieren. 

Der zwischen beiden Modellen erkennbare Min-
destkonsens über den Ablauf des PABS-Systems 
könnte demnach wie folgt aussehen: Ein Staat 
identifiziert einen Erreger mit Pandemiepotenzial. 
Das zuständige Labor stellt die Probe über das 
WCLN und die Sequenz über eine anerkannte Da-
tenbank bereit. Material und Daten erhalten ein-
deutige Kennungen. Nutzer akzeptieren verbindli-
che Zugangsbedingungen und Hersteller schlie-
ßen einen PABS-Vertrag mit der WHO. Die WHO 
koordiniert das System, dokumentiert die wesent-
lichen Vorgänge und organisiert den daraus ge-
schuldeten Vorteilsausgleich. Die Uneinigkeit be-
ginnt dort, wo beide Modelle festlegen, wie streng 
der Zugang kontrolliert wird und wann genau die 
vertraglichen Pflichten einsetzen. 

Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser: Das fö-
derierte Modell 

Das von der Africa Group vorgeschlagene föde-
rierte Modell8  basiert auf der Annahme, dass ein 
gerechter Vorteilsausgleich eine verlässliche Kon-
trolle über den Zugang voraussetzt. Werden Roh-

https://healthpolicy-watch.news/wp-content/uploads/2026/07/Federated-Model.pdf
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daten einmal frei verbreitet, verlieren die bereit-
stellenden Staaten einen wesentlichen Teil ihres 
Einflusses auf deren spätere Nutzung. Anders als 
das Hybridmodell behandelt der föderierte Ansatz 
kontrollierte Zugangswege daher nicht als eine 
von mehreren Möglichkeiten, sondern als Grund-
prinzip des gesamten Systems. Er soll einen 
schnellen internationalen Zugang ermöglichen, 
ohne dass die Bereitsteller ihre Proben und Roh-
daten vollständig aus der Hand geben. 

Die bereitstellenden Staaten würden selbst ent-
scheiden, wo ihre Proben und Sequenzinformati-
onen verwahrt werden. Dafür könnten nationale 
oder regionale Einrichtungen sowie anerkannte 
internationale Plattformen genutzt werden. Die 
WHO würde einen zentralen Zugangsdienst be-
treiben, der die verfügbaren Ressourcen erfasst, 
die Zugangsberechtigung prüft, Anfragen weiter-
leitet und die Nutzung dokumentiert. Die WHO 
verwahrt jedoch ausdrücklich weder die Proben 
noch die Rohdaten. 

Sequenzinformationen würden grundsätzlich 
nicht als frei herunterladbare Rohdaten bereitge-
stellt. Stattdessen würde ein Hersteller oder eine 
Forschungseinrichtung eine Suchanfrage oder ein 
Analyseverfahren an jene Einrichtung übermitteln, 
bei der die Daten gespeichert sind. Dort würde die 
Berechnung ausgeführt. Der Nutzer erhielte ledig-
lich die Ergebnisse, etwa Sequenzvergleiche, phy-
logenetische Analysen, Variantenbestimmungen 
oder Modellberechnungen. Auch während einer 
gesundheitlichen Notlage blieben die Rohdaten 
bei der zuständigen Einrichtung. Das Modell folgt 
damit dem Prinzip, dass die Analyse zu den Daten 
gelangt und nicht die Daten zum Nutzer. 

Im Sinne des föderierten Modells müssten sich 
alle Nutzer registrieren und eine Datenzugangs-
vereinbarung akzeptieren. Hersteller wären dar-
über hinaus verpflichtet, einen PABS-Vertrag mit 
der WHO zu schließen. Für physische Proben wäre 
vor dem Versand eine standardisierte Material-
transfervereinbarung erforderlich. Jeder Probe 
würde eine dauerhafte eindeutige Kennung zuge-
ordnet, die später auch mit den daraus erzeugten 
Sequenzinformationen verbunden bliebe. So ließe 
sich der Weg von der ursprünglichen Probe über 
ihre wissenschaftliche Nutzung bis zu einer mögli-
chen Produktentwicklung nachvollziehen. 

Die Ausgestaltung des Modells greift zentrale For-
derungen der Africa Group und der Group for 
Equity auf. Beide Gruppen verlangen, dass Pflich-
ten zum Vorteilsausgleich unmittelbar mit dem 
Zugang zu Pathogenmaterialien oder Sequenzin-
formationen entstehen und Hersteller deshalb be-
reits zu diesem Zeitpunkt einen standardisierten, 
rechtsverbindlichen PABS-Vertrag mit der WHO 
schließen. Vorgesehen sind außerdem eine ver-
pflichtende Nutzerregistrierung und verbindliche 
Datenzugangsvereinbarungen. Der Vorteilsaus-
gleich soll finanzielle und nichtmonetäre Leistun-
gen umfassen, wobei die Geldbeiträge über die 
bloße Finanzierung des laufenden Systembetriebs 
hinausgehen sollen. Hinzu kommen nicht exklu-
sive Lizenzen, Technologietransfer und der Aus-
bau von Labor- und Produktionskapazitäten in 
Entwicklungsländern. Während einer gesundheit-
lichen Notlage sollen Hersteller zudem einen fest-
gelegten Anteil ihrer Impfstoffe, Therapeutika 
oder Diagnostika über die WHO bereitstellen. 

Die praktische Herausforderung des föderierten 
Modells könnte in seiner weltweiten Umsetzung 
liegen. Föderierte Datenanalysen sind aus dem 
Bereich sensibler Humangenomdaten bekannt, 
die heutige Infrastruktur für Pathogensequenzen 
beruht jedoch überwiegend auf offen zugängli-
chen, frei kombinierbaren Datenbeständen. Ein 
föderiertes System benötigt leistungsfähige Re-
cheninfrastrukturen an allen beteiligten Daten-
knoten, gemeinsame technische Standards, in-
teroperable Kennungen und verlässliche Verfah-
ren zur Authentifizierung und Kontrolle. Gerade 
Einrichtungen in Staaten mit begrenzten digitalen 
und finanziellen Kapazitäten könnten dafür um-
fangreiche Unterstützung benötigen. Darüber hin-
aus müsste gewährleistet werden, dass Analysen 
schnell genug ausgeführt, Ergebnisse wissen-
schaftlich überprüft und Forschungsarbeiten über 
verschiedene Datenbestände hinweg reprodu-
ziert werden können. Ohne langfristige Finanzie-
rung und verbindliche technische Standards dro-
hen neue Engpässe und Abhängigkeiten.  

Gegen eine stark an der Herkunft von Proben und 
Sequenzinformationen ausgerichtete Ausgestal-
tung wird eingewandt, dass sich der Wert einer 
späteren medizinischen Gegenmaßnahme meist 
nicht auf eine bestimmte Probe oder Sequenz zu-
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rückführen lässt9. Forschung und Produktentwick-
lung beruhen typischerweise auf einer Vielzahl 
von Datenpunkten, die zu unterschiedlichen Zeit-
punkten und in verschiedenen institutionellen Zu-
sammenhängen entstehen. Eine frühe Sequenz 
kann vielleicht den Beginn weiterer Untersuchun-
gen ermöglichen. Für die Entwicklung eines belast-
baren diagnostischen Tests, eines Impfstoffs oder 
eines Therapeutikums reicht sie in der Regel je-
doch nicht aus. Erst der Vergleich mit weiteren 
Proben zeige, welche Eigenschaften eines Erre-
gers stabil bleiben, welche Veränderungen auftre-
ten und ob ein medizinisches Produkt auch unter 
abweichenden epidemiologischen Bedingungen 
zuverlässig eingesetzt werden kann. Ebenso wer-
den ältere Sequenzen, Referenzdaten und bereits 
vorhandene Plattformtechnologien dafür heran-
gezogen. Die Herkunft des ersten verfügbaren 
Materials bleibt daher relevant, begründet aber 
nicht ohne Weiteres einen ausschließlichen An-
spruch auf den später entstandenen Produktwert. 
Der Beitrag eines Herkunftsstaates sei Teil eines 
größeren Forschungszusammenhangs, dessen 
einzelne Elemente wissenschaftlich und wirt-
schaftlich nur schwer voneinander zu trennen 
seien10. 

Das Hybridmodell der EU 

Im Gegensatz zum föderierten Modell schreibt das 
Hybridmodell11 kein einheitliches Zugangsverfah-
ren für sämtliche Pathogenmaterialien, Sequenz-
informationen und Nutzer vor. Stattdessen sollen 
mehrere Zugangswege nebeneinander bestehen, 
wobei der bereitstellende Staat entscheiden kann, 
wie stark er den Zugang kontrolliert und zu wel-
chem Zeitpunkt ein Nutzer einen PABS-Vertrag mit 
der WHO abschließen muss. Anders als das föde-
rierte Modell behandelt der EU-Vorschlag kontrol-
lierte Zugangswege damit als eine von mehreren 
möglichen Formen der Teilnahme. Er beruht auf 
der Annahme, dass ein PABS-System nur dann 
wirksam sein kann, wenn Forschungseinrichtun-
gen, Datenbanken und Unternehmen es tatsäch-
lich nutzen. Zu hohe Zugangshürden könnten 
dazu führen, dass Akteure auf frei zugängliche 
Plattformen außerhalb des Systems ausweichen. 

 
9 Darüber schreibt Lawrence Kerr in seinem jüngsten 
Artikel: https://ldkerr1964.substack.com/p/beyond-the-
first-sequence-why-pathogen  

Die EU setzt deshalb auf abgestufte Pflichten und 
die Wahlfreiheit der bereitstellenden Staaten. Wel-
che rechtlichen Verpflichtungen gelten, soll von 
der Art des Nutzers, dem Verwendungszweck und 
dem jeweiligen Stadium der Nutzung abhängen. 

Für physische Materialien sieht das Modell drei 
Zugangswege mit unterschiedlich weitreichenden 
vertraglichen Pflichten vor. Ein bereitstellender 
Staat könnte eine Probe zunächst auf Grundlage 
einer verbindlichen Versand- oder Materialtrans-
fervereinbarung freigeben. Diese würde etwa den 
Verwendungszweck, die Anforderungen an die Bi-
osicherheit, mögliche Weitergaben und die Kenn-
zeichnung des Materials regeln. Ein vollständiger 
PABS-Vertrag wäre in diesem Fall noch keine Vo-
raussetzung. Eine zweite Option verbindet den Zu-
gang mit der verbindlichen Zusage des Nutzers, 
anschließend einen solchen Vertrag mit der WHO 
abzuschließen. Die strengste Variante verlangt 
den PABS-Vertrag bereits vor der Freigabe des Ma-
terials. 

Auch bei Sequenzinformationen lässt das Hyb-
ridmodell unterschiedliche Zugangsformen zu. Of-
fene Datenbanken könnten neben Plattformen 
bestehen, die eine Registrierung verlangen oder 
den Zugang stärker beschränken. Nutzer würden 
elektronische Zugangsbedingungen akzeptieren, 
die den Umgang mit Metadaten, dauerhaften Ken-
nungen und einer späteren Weitergabe regeln. 
Eine allgemeine Registrierungspflicht ist nicht vor-
gesehen, einzelne Staaten oder Datenbanken 
könnten sie jedoch verlangen. Das Modell bindet 
bestehende wissenschaftliche Infrastrukturen da-
mit in das PABS-System ein, ohne für alle Daten-
banken und Plattformen dieselben Zugangsbedin-
gungen festzulegen. 

Das Hybridmodell ist ausdrücklich als nicht exklu-
sives System konzipiert. Neben der von der WHO 
koordinierten Architektur sollen nationale Rege-
lungen zum Zugang und Vorteilsausgleich, bilate-
rale Vereinbarungen sowie Verfahren auf Grund-
lage einer vorherigen Zustimmung nach Inkennt-
nissetzung (Prior Informed Consent) und einver-
nehmlich festgelegter Bedingungen (Mutually Ag-
reed Terms) fortbestehen können. Bereitstellende 

10 So Lawrence Kerr.  
11 Health Policy Watch veröffentlichte einen Entwurf des 
Modells: The Hybrid Model 

https://ldkerr1964.substack.com/p/beyond-the-first-sequence-why-pathogen
https://ldkerr1964.substack.com/p/beyond-the-first-sequence-why-pathogen
https://healthpolicy-watch.news/wp-content/uploads/2026/07/PABS_hybrid_landing_zone_15.07.2026.pdf
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Staaten könnten Materialien und Sequenzinfor-
mationen daher auch außerhalb des WHO-koordi-
nierten Labornetzwerks oder über Datenbanken 
teilen, die nicht von der WHO anerkannt sind. Die 
WHO-Architektur wäre somit ein zusätzlicher mul-
tilateraler Zugangsweg, würde bestehende natio-
nale und bilaterale Verfahren aber nicht ersetzen. 

Ein Vorteil dieses Modells liegt in seiner Anpas-
sungsfähigkeit. Dies könnte die Teilnahme von 
Forschungseinrichtungen und Unternehmen er-
leichtern, die nicht bereits vor jeder Nutzung 
sämtliche Verpflichtungen eines PABS-Vertrags 
übernehmen wollen. Gerade diese Flexibilität bil-
det jedoch aus Sicht vieler Entwicklungsländer 
auch die zentrale Schwachstelle des Modells. Un-
terschiedliche Zugangswege können zu unter-
schiedlich weitreichenden Verpflichtungen füh-
ren. Können Nutzer zwischen offenen Datenban-
ken, zugangsbeschränkten Plattformen und exter-
nen bilateralen Verfahren wählen, entsteht ein An-
reiz, den rechtlich am wenigsten anspruchsvollen 
Weg zu nutzen. Einige Länder des Globalen Sü-
dens kritisieren daher, dass der Zugang zu Materi-
alien und Sequenzinformationen nicht in allen Fäl-
len unmittelbar und verbindlich an den Vorteil-
sausgleich gekoppelt wäre. 

Der verbleibende Kompromissraum 

Die beiden Modelle stehen für unterschiedliche 
politische Prioritäten und für ein anderes Ver-
ständnis davon, wie viel Vertrauen ein multilatera-
les System voraussetzen darf und wie stark es den 

Zugang rechtlich absichern muss. Für viele Ent-
wicklungsländer ist diese Frage durch die Erfah-
rungen der COVID-19-Pandemie vorbelastet. Wäh-
rend die Weitergabe von Erregerdaten als unmit-
telbare Voraussetzung globaler Forschung und 
Reaktion erwartet wurde, blieb der spätere Zu-
gang zu Impfstoffen und anderen medizinischen 
Gegenmaßnahmen wesentlich von Produktions-
kapazitäten, Lieferverträgen und der Verteilungs-
macht einzelner Staaten und Unternehmen ab-
hängig. Damit entstand eine Asymmetrie zwi-
schen einer früh eingeforderten Bereitstellung 
und einem weniger verlässlich abgesicherten Vor-
teilsausgleich. Der Konflikt um das PABS-System 
ist deshalb auch ein Konflikt darüber, ob ein er-
neuter Vertrauensvorschuss gewährt werden soll 
oder ob Gegenseitigkeit von Beginn an rechtlich 
garantiert werden muss. Eine solche Diskrepanz 
lässt sich nicht durch eine schlichte Kombination 
einzelner Bausteine überwinden. Dass dahinge-
hend derzeit begrenzter Kompromissraum 
herrscht, zeigte ein Versuch des WHO-Sekretari-
ats, beide Entwürfe in einem gemeinsamen Mo-
dell zusammenzuführen. Nach Angaben aus Ver-
handlungskreisen fand dieser Vorschlag weder 
unter den Befürwortern des föderierten Modells 
noch aufseiten des Hybridansatzes ausreichende 
Unterstützung12. Vom 14. bis 18. September findet 
sich die IGWG zu ihrer achten Sitzung zusammen 
und erhält erneut Gelegenheit, sich auf einen ge-
meinsamen Kompromiss zuzubewegen. 

 
 

 

 

 

 

 

 
12  So berichtet das Third World Network: WHO: Work-
ing group considers conceptual design of PABS system  
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